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SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS SIMONE R 0 2 È S 
VOM 31. MAI 1983 1 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

Die Vereinigung der Ölmühlenindustrie 
der EWG (FEDIOL) mit Sitz in Brüssel 
hat gemäß Artikel 173 Absatz 2 EWG-

Vertrag beim Gerichtshof eine Klage auf 
Aufhebung einer Entscheidung erhoben, 
die in einem Schreiben der Kommission 
vom 25. Mai 1982 enthalten sein soll, mit 
dem die Eröffnung eines Antisubven-
tionsverfahrens gegen die Einfuhr von 

1 — Aus dem Französischen übersetzt. 
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Sojaschrot aus Brasilien abgelehnt wor­
den ist. 

I — Der dem Rechtsstreit zugrunde lie­
gende Sachverhalt ist folgender: 

Die Klägerin, ein Verband, der die Öl­
mühlenindustrie in der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft vertritt, stellte 
zu Anfang des Jahres 1977 im Namen al­
ler Unternehmen in der Gemeinschaft, 
die Sojabohnen verarbeiten, einen ersten 
Antrag auf Einleitung eines Verfahrens 
gegen Brasilien wegen der Gewährung 
von Subventionen bei der Ausfuhr von 
Sojaschrot. Wie aus einer Bekanntma­
chung vom 14. April 1977 1 hervorgeht, 
war dieser Antrag der Anlaß für die Ein­
leitung eines Antidumping- oder Anti-
subventionsverfahrens betreffend Einfuh­
ren von Ölkuchen aus Sojabohnen aus 
der Bundesrepublik Brasilien nach der 
Verordnung Nr. 459/68 des Rates vom 
5. April 1968 über den Schutz gegen 
Praktiken von Dumping, Prämien oder 
Subventionen aus nicht zur Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft gehörenden 
Ländern 2, die seinerzeit galt. Durch eine 
Bekanntmachung vom 10. Dezember 
1977 3 zeigte die Kommission den Ab­
schluß dieses Verfahrens an, nachdem sie 
von der brasilianischen Regierung Zu­
sicherungen erhalten hatte, die es ihr er­
möglichten, „zur Zeit von der Einfüh­
rung von Schutzmaßnahmen abzuse­
hen". 

Mitte des Jahres 1978 forderte die 
FEDIOL, die der Auffassung war, die 
Gewährung von Subventionen habe nicht 
aufgehört, die Kommission auf, erneut 
gemäß Artikel 14 Absatz 2 der Verord­
nung Nr. 459/68 ein Antisubventionsver-
fahren gegen die Einfuhren von Soja­
schrot aus Brasilien zu eröffnen. Die 
Kommission konnte sich nicht dazu ent­

schließen, erneut ein derartiges Verfah­
ren einzuleiten, und die Klägerin sah da­
von ab, neue Schritte zu unternehmen, 
da das Ausfuhrjahr 1978 für die in Frage 
stehenden Erzeugnisse zu Ende gegan­
gen war. 

Aufgrund der Tatsache, daß für 1980 
eine sehr gute Ernte vorhergesagt wurde, 
daß die Subventionen bei der Ausfuhr 
nicht beseitigt und neue Subventionen 
eingeführt wurden, stellte die FEDIOL 
mit Schreiben vom 2. April 1980 gemäß 
Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung Nr. 
3017/79 des Rates vom 20. Dezember 
1979 4 einen neuen Antrag auf Einleitung 
eines Antisubventionsverfahrens gegen 
die Förderative Republik Brasilien. Wie 
der erste richtete sich auch dieser Antrag 
gegen die unmittelbare oder mittelbare 
Gewährung von Subventionen bei der 
Erzeugung und der Ausfuhr von Soja­
schrot; er enthielt zahlreiche Angaben, 
die das Vorliegen derartiger Subventio­
nen sowie den sich daraus für die Öl­
mühlenindustrie in der Gemeinschaft tat­
sächlich ergebenden Schaden beweisen 
sollten. Insbesondere forderte die 
FEDIOL, Brasilien solle im Rahmen 
eines Antisubventionsverfahrens schrift­
lich dazu aufgefordert werden, Aus­
künfte über die Art, das Ausmaß und die 
Höhe aller der brasilianischen Ölmühlen­
industrie gewährten unmittelbaren oder 
mittelbaren Subventionen zu erteilen. 

Zwischen der Kommission und der Klä­
gerin kam es zu einem umfangreichen 
Schriftwechsel und zum Austausch von 
zahlreichen schriftlichen und mündlichen 
Stellungnahmen; die Klägerin ergänzte 
insbesondere die in ihrem Antrag enthal­
tene tatsächliche und rechtliche Darstel­
lung durch eine Reihe von Erklärungen, 
mit denen jeweils die neue von Brasilien 

1 — ABl. C 89 vom 14. 4. 1977, S. 7. 
2 — ABl. L 93 vom 17. 4. 1968, S. 1. 
3 — ABl. C 298 vom 10. 12. 1977, S. 2. 

4 — Über den Schutz gegen gedumpte oder subventionierte 
Einfuhren aus nicht zur Europäischen Wirtschaftsge­
meinschaft gehörenden Ländern (ABl. L 339 vom 
31. 12. 1979, S. 1), die seither gilt. 
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verfolgte Verfahrensweise bei der Ge­
währung von Subventionen sowie das 
Vorliegen eines Schadens dargelegt wer­
den sollte. Außerdem fanden zwischen 
der Kommission und den Mitgliedstaaten 
sowie zwischen der Kommission und 
Brasilien Konsultationen statt. 

Da die Kommission sich immer noch 
nicht zur Einleitung eines Antisubven-
tionsverfahrens entschließen konnte, for­
derte die FEDIOL sie mit Schreiben vom 
30. September 1981 ausdrücklich auf, 
unverzüglich über den Antrag auf Einlei­
tung eines derartigen Verfahrens zu ent­
scheiden, wobei sie auf Artikel 173 Ab­
satz 2 EWG-Vertrag hinwies. 

Mit Fernschreiben vom 4. Dezember 
1981 teilte die Kommission der FEDIOL 
mit, aufgrund der von Brasilien angekün­
digten vollständigen Liberalisierung des 
Verkaufs von Sojabohnen im Wirt­
schaftsjahr 1982/83 habe sie beschlossen, 
dem Antrag zur Zeit nicht stattzugeben. 

Mit eingeschriebenem Brief vom 5. Fe­
bruar 1982 legte die Kommission dar, 
nach eingehender Prüfung des Antrags 
der Klägerin und aufgrund der Konsulta­
tionen mit der brasilianischen Regierung 
habe sie nicht die Absicht, ein Antisub-
ventionsverfahren einzuleiten, da die 
streitigen Subventionen im wesentlichen 
weggefallen seien und ihre Auswirkun­
gen insgesamt nicht ausreichten, um die 
Einleitung eines Verfahrens zu rechtfer­
tigen. Gleichzeitig setzte sie der Klägerin 
eine Frist zur Stellungnahme. 

Mit Schreiben vom 25. Mai teilte die 
Kommission der FEDIOL schließlich mit, 
die ihr in der Zwischenzeit vorgelegten 
zusätzlichen Bemerkungen seien nicht 
geeignet, ihren im Schreiben vom 5. Fe­
bruar 1982 beschriebenen Standpunkt zu 
ändern. Dementsprechend wurde die 
Klägerin gemäß Artikel 5 Absatz 5 der 
Verordnung Nr. 3017/79 des Rates da­
von unterrichtet, daß ein Antisubven-

tionsverfahren hinsichtlich der Einfuhr 
von Sojaschrot aus Brasilien nicht einge­
leitet werde. Die Kommission fügte 
hinzu, sie werde die Weiterentwicklung 
der Situation in diesem Bereich weiter 
aufmerksam verfolgen, da die Entwick­
lung der brasilianischen Politik im Kre­
ditbereich Anlaß zur Sorge geben könne, 
und zwar sowohl was die Zahlungsfri­
sten als auch was die Zinssätze betreffe. 

Mit ihrer am 29. Juli 1982 in das Regi­
ster eingetragenen Klage hat die 
FEDIOL die Aufhebung der in dem 
Schreiben der Kommission vom 25. Mai 
1982 enthaltenen „Entscheidung" bean­
tragt, mit der die Eröffnung eines Anti-
subventionsverfahrens abgelehnt wird. 
Gemäß Artikel 91 § 1 der Verfahrens­
ordnung beantragt die Kommission, die 
Klage vorab als unzulässig abzuweisen. 
Die Klägerin beantragt demgegenüber, 
den Antrag zu verwerfen. Da allein die 
Prüfung der die Zulässigkeit der Klage 
betreffenden Fragen Gegenstand der 
mündlichen Verhandlung war, beschrän­
ken sich meine Schlußanträge auf diese 
Prüfung. 

II — 1. Zur Klagebefugnis der 
Kläger in 

„Jede natürliche oder juristische Person" 
kann eine Klage nach Artikel 173 Absatz 
2 EWG-Vertrag erheben. Nach belgi­
schem Recht ist die FEDIOL eine Ver­
einigung ohne Rechtspersönlichkeit; es 
stellt sich daher die Frage nach ihrer 
Klagebefugnis. Wie die Klägerin und die 
Kommission betonen, darf man dabei 
ausgehend von der Realitäts- oder Funk-
tionalitätstheroe 1 nicht auf die förmliche 
Rechtspersönlichkeit abstellen, sondern 

1 — Urteil vom 8. Oktober 1974, Rechtssache 18/74, Allge­
meine Gewerkschaft der europäischen Beamten/Kom­
mission, Slg. S. 933; Urteil vom 28. Oktober 1982, 
Rechtssache 135/81, Groupement des Agences de 
Voyages/Kommission, Slg. S. 3799. 
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man muß feststellen, ob die in Frage ste­
hende Vereinigung gesetzlich anerkannt 
und zur Durchführung der ihr zugewie­
senen Aufgaben mit bestimmten Zustän­
digkeiten ausgestattet ist. Die Verord­
nung Nr. 3017/79 räumt nicht nur natür­
lichen oder juristischen Personen eine 
Reihe von verfahrensmäßigen Befugnis­
sen ein, sondern ausdrücklich auch Ver­
einigungen, die, ohne Rechtspersönlich­
keit zu besitzen, im Rahmen eines Wirt­
schaftsbereichs der Gemeinschaft tätig 
werden; daraus muß man demnach zu­
gunsten derartiger Vereinigungen ihre 
Klagebefugnis herleiten, damit sie diese 
besonderen verfahrensmäßigen Interes­
sen wahrnehmen können. 

2. Zu der F r a g e , ob das b e a n s t a n ­
de te Schre iben als eine H a n d ­
lung der Kommiss ion a n z u s e ­
hen ist 

In dem vom Leiter der Generaldirektion 
Auswärtige Angelegenheiten der Kom­
mission unterzeichneten Schreiben vom 
25. Mai 1982 wird eindeutig erklärt, „die 
Kommission" werde hinsichtlich der Ein­
fuhr von Sojaschrot aus Brasilien kein 
Verfahren einleiten. Folglich ist diese 
ausdrücklich auf Artikel 5 Absatz 5 der 
Verordnung Nr. 3017/79 gestützte 
Mitteilung — auch nach der überein­
stimmenden Meinung der Parteien — 
der Komission als Organ zuzurechnen. 

3. Zu der F rage , ob das Schre iben 
der Kommiss ion vom 25 . Mai 
1982 eine „ E n t s c h e i d u n g " en t ­
hä l t , die im Sinne von Ar t ike l 
173 Absa tz 2 E W G - V e r t r a g „ a n 
die Kläger in e r g a n g e n " ist 

Nach Auffassung der Kommission ist die 
Klage jedoch deshalb unzulässig, weil 
die angefochtene Mitteilung keine 
Entebeidung sei, die im Sinne von Artikel 
173 Absatz 2 EWG-Vertrag an die Klä­

gerin gerichtet sei. Für diesen Einwand 
macht sie geltend, die an die FEDIOL 
gerichtete Mitteilung stelle lediglich die 
in Artikel 5 Absatz 5 der Verordnung 
Nr. 3017/79 vorgesehene Unterrichtung 
dar und enthalte keine „andere Entschei­
dung" mit einem weitergehenden Inhalt. 
Gewiß liege in einer derartigen Unter­
richtung eine Erklärung der Absicht der 
Kommission, zum gegenwärtigen Zeit­
punkt keine amtliche Untersuchung nach 
Artikel 7 dieser Verordnung einzuleiten, 
diese Unterrichtung stelle aber keine 
nach Artikel 173 Absatz 2 anfechtbare 
Entscheidung dar. Zwar würden die In­
teressen des Antragstellers durch eine 
derartige Mitteilung unstreitig betroffen, 
dies ändere aber nichts daran, daß dieser 
Umstand nicht als ein derartig erhebli­
cher Eingriff in die Rechtsstellung des 
Antragstellers angesehen werden könne, 
daß ihm ein einklagbares Recht auf 
Eröffnung des offiziellen Untersuchungs,-
verfahrens zuzuerkennen sei. Ein derarti­
ges Recht könne nicht eingeräumt wer­
den, und sei es auch nur deshalb, weil 
bei der Entscheidung, ein derartiges Ver­
fahren einzuleiten, auch die Interessen 
der Gemeinschaft berücksichtigt werden 
müßten und diese daher über einen Er­
messensspielraum verfüge, der keine ge­
richtlichen Kontrolle unterliege. 

a) Es ist zunächst zu prüfen, ob das be­
anstandete Schreiben, wie die Klägerin 
meint, als Entscheidung im Sinne von 
Artikel 173 Absatz 2 EWG-Vertrag an­
zusehen ist oder als nicht mit einer Klage 
anfechtbare schlichte Unterrichtung im 
Sinne von Artikel 5 der Verordnung 
Nr. 3017/79. 

In Ihrem Urteil in der Rechtssache IBM ' 
haben Sie die für das Vorliegen einer 
nach Artikel 173 Absatz 2 EWG-Vertrag 
anfechtbaren Entscheidung erforder­
lichen Kriterien zusammengefaßt. Sie 

1 Urteil vom 11. November 1981, Rechtssache 60/81, 
IBM/Kommission, Slg. S. 2639. 
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haben zunächst festgestellt, daß gegen 
Handlungen des Rates und der Kommis­
sion, soweit es sich nicht um Empfehlun­
gen oder Stellungnahmen handelt, die 
Anfechtungsklage gegeben ist. Sie haben 
dann ausgeführt, daß nicht nur die in Ar­
tikel 189 genannten Handlungen an­
fechtbar sind, da eine derartige restrik­
tive Auslegung im Widerspruch zu dem 
in Artikel 164 genannten Ziel stehen 
würde, die Wahrung des Rechts bei der 
Auslegung und Anwendung des Vertra­
ges zu sichern. Drittens haben Sie her­
vorgehoben, daß die Form derartiger 
Handlungen oder Entscheidungen 
grundsätzlich ohne Einfluß auf ihre An­
fechtbarkeit ist, daß vielmehr auf ihr We­
sen abzustellen ist. Dabei haben Sie 
darauf hingewiesen, daß alle Maßnah­
men, die verbindliche Rechtswirkungen 
erzeugen, welche die Interessen des Klä­
gers durch einen Eingriff in seine rechts-
stellung beeinträchtigen, Handlungen 
oder Entscheidungen sind, gegen die die 
Anfechtungsklage nach Artikel 173 gege­
ben ist. Was die Handlungen oder Ent­
scheidungen in einem mehrphasigen Ver­
fahren angeht, insbesondere solche zum 
Abschluß eines internen Verfahrens, ha­
ben Sie dann ausgeführt, daß eine an­
fechtbare Handlung grundsätzlich nur 
bei Maßnahmen vorliegt, die den Stand­
punkt der Kommission oder des Rates 
zum Abschluß dieses Verfahrens endgül­
tig festlegen, nicht aber bei Zwischen­
maßnahmen, die die abschließende Ent­
scheidung vorbereiten sollen. Etwas an­
deres würde sich nur dann ergeben, so 
haben Sie hinzugefügt, wenn Maßnah­
men im Rahmen des vorbereitenden Ver­
fahrens selbst ein besonderes Verfahren 
endgültig abschlössen, daß sich von dem­
jenigen unterscheidet, welches der Kom­
mission oder dem Rat die Entscheidung 
in der Sache ermöglichen soll. 

Von diesen Kriterien ausgehend haben 
Sie entschieden, daß die Anfechtungs­

klage der Firma IBM gegen die Einlei­
tung eines Verfahrens nach Artikel 3 der 
Verordnung Nr. 17 betreffend Kartelle 1 
und gegen die damit verbundene Mittei­
lung der Beschwerdepunkte nach Artikel 
2 der Verordnung Nr. 99/63 2 unzulässig 
ist. Dabei haben Sie ausdrücklich hervor­
gehoben, daß die beanstandeten Maß­
nahmen der Kommission als schlichte 
vorbereitende Verfahrenshandlungen 
nicht angefochten werden konnten, ins­
besondere weil die eventuellen Mängel 
dieser Verfahrenshandlungen später im 
Rahmen einer Klage gegen die abschlie­
ßende Entcheidung, die durch sie vorbe­
reitet werden soll, geltend gemacht wer­
den können. 

Überträgt man diese Kriterien auf den 
vorliegenden Rechtsstreit, so stellt man 
zunächst fest, daß es ohne Bedeutung ist, 
ob das beanstandete Schreiben eine Ent­
scheidung im Sinne von Artikel 189 Ab­
satz 4 EWG-Vertrag enthält, und daß 
seine Form unerheblich ist. Es ist auch 
zwecklos nachzuprüfen, ob die in dem 
Schreiben enthaltene Entscheidung — 
wie die Klägerin meint — nicht auf Arti­
kel 5 Absatz 5 der Verordnung Nr. 
3017/79 gestützt werden konnte, wo­
nach der Antragsteller, wenn sich nach 
Konsultationen herausstellt, daß der An­
trag nicht genügend Beweismittel ent­
hält, um die Einleitung einer Untersu­
chung zur rechtfertigen, hiervon unter­
richtet wird: Dies ist eine Frage, die die 
Begründetheit betrifft und die daher kei­
nen Einfluß auf die Zulässigkeit der 
Klage haben kann. In diesem Zusam­
menhang ist allein die Frage erheblich, 
ob das Schreiben als von der Kommis­
sion ausgehende Maßnahme bindende 
rechtliche Wirkungen erzeugt hat. 

Die Klägerin und die Kommission räu­
men übereinstimmend ein, daß das ange-

1 — ABl, Nr. 58 vom 10. 7. 1962, S. 1655. 

2 — ABl. Nr. 127 vom 20. 8. 1963, S. 226. 
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fochtene Schreiben aufgrund des vorläu­
figen Charakters der früheren Mitteilun­
gen nicht als bestätigende Handlung an­
gesehen werden dürfe und daß die An­
fechtbarkeit dieser Maßnahme nicht mit 
dieser Begründung verneint werden 
könne. Sie streiten jedoch über die 
Rechtsnatur dieses Schreibens. 

Die Kommission trägt vor, sie habe die 
Klägerin lediglich unter Bezugnahme auf 
Artikel 5 Absatz 5 der Verordnung da­
von unterrichtet, daß ihr Antrag auf Ein­
leitung eines neue Antisubventionsverfah-
rens gegen Brasilien nicht genügend Be­
weismittel enthalte. Sie ist der Meinung, 
die streitigen Vorschriften der Verord­
nung Nr. 3017/79 dürften nicht dahin 
ausgelegt werden, daß ein Antrag, der 
den in Artikel 5 Absatz 2 der Verord­
nung festgelegten Voraussetzungen ent­
spreche, d. h. genügend Beweismittel 
hinsichtlich des Vorliegens von Dumping 
oder von Subventionen und einer da­
durch verursachten Schädigung enthalte, 
nur im Rahmen der in Artikel 6 der Ver­
ordnung vorgesehenen Konsultationen 
geprüft werden dürfe. Nach Abschluß 
dieser Prüfungen habe die Kommission 
die Möglichkeit, entweder eine offizielle 
Untersuchung nach Artikel 7 einzuleiten 
oder das einfache Vorverfahren „mit 
Rücksicht auf die Situation" nicht fort­
zusetzen und hiervon den Antragsteller 
gemäß Artikel 5 Absatz 5 zu unterrich­
ten. Eine derartige Unterrichtung 
schließe jedoch die Möglichkeit nicht 
aus, das Verfahren später von Amts we­
gen wiederzueröffnen, wenn sich heraus­
stelle, daß neue Subventionen gewährt 
würden. Die Tatsache, daß der Verord­
nungsgeber bewußt darauf verzichtet 
habe, einen förmlichen Abschluß des 
Vorverfahrens vorzusehen, habe zur 
Folge, daß der Antragsteller zwar einen 
Anspruch darauf habe, davon unterrich­
tet zu werden, daß das Verfahren nicht 
fortgesetzt werde, aber nicht die Befug­

nis habe, die Kommission zu verpflich­
ten, das offizielle Verfahren zu eröffnen, 
vor allem aber sie nicht zwingen könne, 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen. Eine auf 
Artikel 5 Absatz 5 gestützte Ablehnung 
könne daher ebensowenig nach Artikel 
173 Absatz 2 angefochten werden wie 
eine ablehnende Entscheidung im Rah­
men eines Kartellverfahrens nach Artikel 
6 der Verordnung Nr. 99/63. 
Um diese Argumentation beurteilen zu 
können, ¡st daran zu erinnern, daß es 
sich bei dem Schreiben vom 25. Mai 
1982 um eine Willenserklärung handelte, 
und es ist auf die Klageanträge hinzu­
weisen. Das Schreiben nimmt ausdrück­
lich auf die Antisubventionsbeschwerde 
der Klägerin Bezug und bringt zum Aus­
druck, daß ein Antisubventionsverfahren 
gegen die Einfuhren von Sojaschrot aus 
Brasilien von der Kommission nicht ein­
geleitet werde. Mit dieser Erklärung, die 
die einzige Tatsache ist, auf die sich die 
Klageanträge beziehen und die daher 
auch der alleinige Gegenstand des vorlie­
genden Rechtsstreits ist, hat die Kommis­
sion nach ihren früheren vorläufigen 
Stellungnahmen unzweideutig ihre Ab­
sicht zum Ausdruck gebracht, nach Ab­
schluß des in den Artikeln 5 und 6 der 
Verordnung Nr. 3017/79 vorgesehenen 
Vorverfahrens kein offizielles Untersu­
chungsverfahren zu eröffnen, und hat 
damit den Antrag der Klägerin endgültig 
abgelehnt. Was die sich daraus ergeben­
den rechtlichen Wirkungen angeht, ist es 
folglich zwecklos zu prüfen, ob — wie 
die Kommission meint — ein Antisub­
ventionsverfahren — ohne daß die Ver­
ordnung hierfür eine ausdrückliche Vor­
schrift enthält — auch ohne Antrag des 
betroffenen Wirtschaftszweiges von der 
Kommission von Amts wegen eingeleitet 
werden kann, da in der vorliegenden 
Rechtssache jedenfalls ein auf Betreiben 
der Klägerin eingeleitetes Vorverfahren 
abgeschlossen worden ist. 
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Aus dem Urteil des Gerichtshofes in der 
Rechtssache GEMA 1 und dem Umstand, 
daß die Verordnung Nr. 3017/79 nicht 
ausdrücklich eine förmliche Entschei­
dung über den Abschluß des Vorverfah­
rens, sondern — in Artikel 5 Absatz 5 — 
eine schlichte Unterrichtung vorsieht, 
möchte die Kommission den Schluß zie­
hen, daß diese Handlung als solche nicht 
anfechtbar sei. 

Wie die Klägerin zu Recht vorträgt, ist 
diese Auffassung aus mehreren Gründen 
abzulehnen. Selbst wenn die Verordnung 
Nr. 3017/79 nicht ausdrücklich vor­
schreibt, daß die Ablehnung eines An­
trags auf Einleitung eines Antisubven-
tionsverfahrens in Form einer Entschei­
dung erfolgen muß, setzt die vorgeschrie­
bene Unterrichtung logischerweise den 
Abschluß des Vorverfahrens voraus. 
Wenn die schlichte Kundgabe eines Wil­
lens als ein Akt angesehen würde, der 
von dem internen Prozeß, an dessen 
Ende diese Willensbildung stehe, ge­
trennt ist, dann ergäbe sich daraus, daß 
eine derartige Entscheidung aus verfah­
rensmäßiger Sicht niemals angefochten 
werden könnte. 

Unter diesem Blickwinkel ist Ihr Urteil in 
der Rechtssache GEMA für die Einord­
nung der Unterrichtung gemäß Artikel 5 
Absatz 5 der Verordnung Nr. 3017/79 
nicht besonders hilfreich. In dieser 
Rechtssache hatte die Klägerin einen An­
trag gemäß Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe 
b der Verordnung Nr. 17 gestellt; sie 
hatte eine Klage nach Artikel 175 EWG-
Vertrag erhoben und beantragt, die Un­
tätigkeit der Kommission für schuldhaft 
zu erklären und der Kommission aufzu­
geben, in dem durch den Antrag der 
Klägerin in Gang gesetzten Verfahren 
eine förmliche Entscheidung zu fällen 

oder die Klägerin gemäß Artikel 6 der 
Verordnung Nr. 99/63 von der Einstel­
lung der Angelegenheit zu unterrichten. 
Nach dieser Vorschrift teilt die Kommis­
sion dann, wenn sie der Auffassung ist, 
daß die von ihr ermittelten Umstände es 
nicht rechtfertigen, dem Antrag stattzu­
geben, dem Antragsteller die Gründe 
hierfür mit und setzt ihm eine Frist zur 
Mitteilung etwaiger schriftlicher Bemer­
kungen. Sie haben entschieden, daß diese 
Mitteilung [der Kommission] nur sicher­
stellen solle, daß ein Antragsteller über 
die Gründe unterrichtet werde, die die 
Kommission dazu veranlaßt hätten, sei­
nem Antrag nicht stattzugeben. Gewiß 
setze diese Mitteilung die Einstellung des 
Verfahrens voraus, sie hindere die Kom­
mission jedoch nicht, es wiederaufzuneh­
men, wenn sie dies für angebracht halte, 
insbesondere wenn der Antragsteller in­
nerhalb der ihm eingeräumten Frist neue 
Gesichtspunkte vorbringe. Da das Stellen 
eines Antrags gemäß Artikel 3 Absatz 2 
der Verordnung Nr. 17 kernen Anspruch 
auf eine Entscheidung der Kommission 
über das Vorliegen einer Zuwiderhand­
lung gegen die Artikel 85 und 86 EWG-
Vertrag begründe, haben Sie die Untä­
tigkeitsklage im Ergebnis für unzulässig 
erklärt. 

Aus verfahrensmäßiger Sicht unterschei­
det sich die vorliegende Klage von dieser 
Rechtssache jedoch dadurch, daß die 
Klägerin keinen Anspruch darauf erhebt, 
die Kommission durch eine Untätigkeits­
klage zum Tätigwerden zu zwingen, son­
dern daß sie nach Artikel 173 Absatz 2 
eine Maßnahme anficht, mit der die 
Kommission einen Antrag auf Einleitung 
eines Untersuchungsverfahrens nach Ar­
tikel 7 der Verordnung Nr. 3017/79 ab­
gelehnt hat. Dagegen stellte sich in der 
Rechtssache GEMA nicht die Frage, ob 
eine Mitteilung nach Artikel 6 der Ver­
ordnung Nr. 99/63 eine nach Artikel 173 
EWG-Vertrag anfechtbare Maßnahme 
darstellt. Daß Sie diese Frage offengelas-

1 — Urteil vom 18. Oktober 1979, GEMA (Gesellschaft für 
musikalische Aufführungs- und mechanische Verviel-
fältigungsrechte)/Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften, Rechtssache 125/78, Slg. 1979, 3173. 
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sen haben, geht ganz eindeutig insbeson­
dere aus der Randnummer 18 der Ent­
scheidungsgründe dieses Urteils hervor, 
in der Sie die Möglichkeit einer Klage 
gegen eine derartige Mitteilung nur un­
terstellt haben. 

Darüber hinaus unterscheidet sich die 
Formulierung des Artikels 6 der Verord­
nung Nr. 99/63 eindeutig von der des 
Artikels 5 Absatz 5 der Verordnung Nr. 
3017/79, um den es hier geht. Während 
die erstgenannte Vorschrift von der Prä­
misse ausgeht, daß die Kommission auf­
grund der „von ihr ermittelten Um­
stände" zu der Schlußfolgerung gelangt, 
daß einem auf den Erlaß bestimmter 
Sanktionen gerichteten Antrag nicht 
stattzugeben ist, erfaßt die zweite Vor­
schrift gerade den Fall, daß die Einlei­
tung eines offiziellen Untersuchungsver­
fahrens abgelehnt wird, weil nach Auf­
fassung der Kommission nicht genügend 
Beweismittel vorliegen, um eine derartige 
Untersuchung zu rechtfertigen. 

Schließlich ist die Mitteilung nach Arti­
kel 6 der Verordnung Nr. 99/63, wie die 
Festsetzung der Frist zeigt, nur vorläufi­
ger Art mit der Folge, daß — wie Sie 
entschieden haben — das Verfahren 
wiederaufgenommen werden kann, wenn 
sich neue Gesichtspunkte ergeben. In der 
vorliegenden Rechtssache enthält das an­
gefochtene Schreiben den eindeutigen 
und endgültigen Ausdruck der Absicht 
der Kommission, auf den Antrag der 
Klägerin hin kein offizielles Untersu­
chungsverfahren nach Artikel 7 der Ver­
ordnung Nr. 3017/79 einzuleiten. 

Im übrigen lassen sich die Entschei­
dungsgründe des Urteils in der Rechts­
sache GEMA nicht einfach auf den vor­
liegenden Fall übertragen: Der Aufbau 
des in den Kartellverordnungen vorgese­
henen Verfahrens unterscheidet sich 
merklich von dem allgemeinen Aufbau 
der Dumping- und Subventionsverord­
nungen. Diese unterscheiden klar zwi­
schen zwei Verfahrensabschnitten: 

— dem Vorverfahren der Artikel 5 und 
6 der Verordnung, das einen Antrag 
auf Einleitung eines Antisubventions-
verfahrens voraussetzt, 

— dem Verfahren nach den Artikeln 7 
bis 9 der Verordnung, das den An­
fang der eigentlichen Untesuchung 
darstellt. 

Für diese beiden Verfahrensabschnitte 
gelten ganz spezifische Voraussetzungen. 
Für den Antragsteller, für den Inhalt des 
Antrags auf Verfahrenseinleitung sowie 
für dessen Folgen bestehen ganz genaue 
Vorschriften. Die Antisubventionsbe-
schwerde muß Gegenstand von besonde­
ren Konsultationen zwischen der Kom­
mission und den Mitgliedstaaten sein 
(Artikel 6 der Verordnung). Nach den 
Konsultationen hat die Kommission nach 
Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung zu 
beurteilen und zu entscheiden, ob die 
Beweismittel ausreichen, um die Einlei­
tung einer Untersuchung zu rechtferti­
gen. Wenn aber der Entschluß, den fol­
genden Verfahrensabschnitt einzuleiten, 
als eine Entscheidung anzusehen ist, 
dann ist es folgerichtig, daß das gleiche 
auch für eine negative Maßnahme gilt, 
selbst wenn das Wort „Entscheidung" 
nicht ausdrücklich verwendet wird. Die 
Tatsache, daß der Verordnungsgeber das 
Vorverfahren als ein getrenntes Verfah­
ren angesehen hat, das abgeschlossen 
werden muß, selbst wenn keine offizielle 
Untersuchung eingeleitet wird, wird 
durch Artikel 5 Absatz 4 der Verord­
nung bestätigt, nach dem „das Verfahren 
eingestellt werden [kann]", wenn der An­
trag zurückgenommen wird. 

In Kartellverfahren sind keine förmlich 
getrennten Verfahrensabschnitte vorgese­
hen, außerdem ist aber festzustellen, daß 
die Rechtsstellung des Antragstellers in 
der Antidumping- oder Antisubventions-
verordnung sich von der in den Kartell­
verordnungen unterscheidet. Sowohl die 

2944 



FEDIOL / KOMMISSION 

Vorschriften des Vertrages als auch Arti­
kel 3 der Verordnung Nr. 17 bestimmen 
eindeutig, daß die Kommission, die da­
mit betraut ¡st, für die Einhaltung der 
Wettbewerbsvorschriften zu sorgen, die 
Aufgabe hat, Zuwiderhandlungen gegen 
die Artikel 85 und 86 EWG-Vertrag fest­
zustellen und zu verfolgen sowie die be­
troffenen Unternehmen dazu zu ver­
pflichten, die festgestellten Zuwiderhand­
lungen abzustellen. In der Verordnung 
Nr. 3017/79 wird der Grundsatz, daß 
die Initiative von den Stellen der Ge­
meinschaft oder von nationalen Stellen 
ausgeht, nicht genannt, zumindest nicht 
an erster Stelle, während ihre grundsätz­
liche Verpflichtung zum Tätigwerden 
aufgrund eines Antrags stärker hervorge­
hoben wird als in den Kartellverordnun­
gen. So schreiben die Artikel 4, 5 und 7 
der Verordnung Nr. 3017/79 in allen 
Einzelheiten vor, unter welchen Voraus­
setzungen ein Antrag auf Verfahrensein­
leitung zur Einleitung eines Verfahrens 
oder zur Ablehnung der Einleitung eines 
Verfahrens führt. Der betroffene Wirt­
schaftszweig muß insbesondere ausge­
hend von konkreten Kriterien das Vor­
liegen von Subventionen und eine Schä­
digung nachweisen. Diese letztgenannte 
Voraussetzung, die Artikel 4 zu einer 
materiellen Voraussetzung erhebt, weist 
insbesondere darauf hin, daß ein vorran­
giger Gesichtspunkt des Antisubventions-
verfahrens die Notwendigkeit ist, den be­
troffenen Wirtschaftszweig der Gemein­
schaft zu schützen. 

Wie die FEDIOL aber zutreffend fest­
stellt, sind derartige verfahrensrechtliche 
Voraussetzungen in den Kartellverord­
nungen, die die Stellung eines Antrags 
lediglich vom Vorliegen eines „berechtig­
ten Interesses" abhängig machen, nicht 
vorgeschrieben. Unter diesem Gesichts­
punkt scheinen mit die Ausführungen der 
Kommission zum Unterschied im Aufbau 
der Verfahren für die Antragstellung 

nicht überzeugend. Wenn die detaillier­
ten Vorschriften für die Antidumping­
oder Antisubventionsverfahren nur dazu 
dienten, zu verhindern, daß die Behör­
den mit von Anfang an unzureichend be­
gründeten Anträgen befaßt werden, dann 
müßte dies in gleicher Weise für die Kar­
tellverfahren gelten. 

In diesem Bereich haben Sie, obwohl das 
durch einen Antrag in Gang gesetzte 
Verfahren und die Verpflichtungen des 
Antragstellers nicht ebenso detailliert ge­
regelt sind wie beim Dumping, insbeson­
dere mit Rücksicht auf das durch Artikel 
3 Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung 
Nr. 17 eröffnete Recht, einen Antrag zu 
stellen, im Urteil in der Rechtssache Me­
tro 1 dem Antragsteller ein Klagerecht 
gegen eine an eine andere Person gerich­
tete Entscheidung eingeräumt, mit der 
die Kommission ein Negativattest gemäß 
Artikel 85 Absatz 1 erteilt und gleichzei­
tig eine Freistellung gemäß Artikel 85 
Absatz 3 EWG-Vertrag gewährt hatte. 
Sie haben festgestellt, daß es im Interesse 
eines sachgerechten Rechtsschutzes und 
einer ordnungsgemäßen Anwendung der 
Artikel 85 und 86 liegt, daß natürliche 
oder juristische Personen, die nach Arti­
kel 3 Absatz 2 Buchstabe b der Verord­
nung Nr. 17 einen Antrag zu stellen be­
rechtigt sind, bei völliger oder teilweiser 
Ablehnung ihres Antrags über eine Kla­
gemöglichkeit zum Schutz ihrer berech­
tigten Interessen verfügen. Sie haben 
dementsprechend entschieden, daß die 
streitige Entscheidung, auch wenn sie 
nicht an die Klägerin gerichtet war, als 
eine Entscheidung anzusehen war, durch 
die die Klägerin im Sinne von Artikel 
173 Absatz 2 EWG-Vertrag unmittelbar 
und individuell betroffen war. Ein derar­
tiges Klagerecht muß um so mehr einem 
Antragsteller in einem Antisubventions-

1 — Urteil vom 25. Oktober 1977, Rechtssache 26/76, 
Metro SB-Großmärkte GmbH & Co. KG/Kommis-
sion, Slg. 1977, 1875. 
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verfahren zuerkannt werden, der gegen 
eine Entscheidung vorgehen will, deren 
Adressat er ist und durch die sein Antrag 
abgelehnt wird. 

Auch ausgehend von dem Urteil in der 
Rechtssache IBM 1 gibt es gute Gründe, 
das streitige Schreiben, mit dem ein ge­
trennter Abschnitt eines komplexen Ver­
fahrens abgeschlossen werden sollte, als 
eine nach Artikel 173 Absatz 2 EWG-
Vertrag anfechtbare Handlung anzuse­
hen. Anders als die Mitteilung der Be­
schwerdepunkte, um die es in dieser 
Rechtssache ging, stellt das Schreiben 
vom 25. Mai 1982 keine vorläufige Maß­
nahme dar, mit der lediglich eine ihrer­
seits anfechtbare endgültige Entschei­
dung vorbereitet werden soll. Wenn es 
gegen diese Maßnahme keinen Rechtsbe­
helf gäbe, hätte die Klägerin — im Un­
terschied zum Kartellverfahren — keine 
Möglichkeit mehr, sie in einem späteren 
Verfahrensstadium anzufechten. 

Außerdem ist zu berücksichtigen, daß 
die Unterrichtung der FEDIOL das 
Vorverfahren, das sich von dem eigentli­
chen Untersuchungsverfahren unterschei­
det, welches der Kommission, den 
Mitgliedstaaten und dem Rat eine Ent­
scheidung in der Sache ermöglichen soll, 
endgültig abschließt. Wie Sie in der 
Randnummer 11 der Entscheidungs­
gründe des IBM-Urteils hervorgehoben 
haben, ist eine derartige Zwischenmaß­
nahme als eine anfechtbare Entscheidung 
anzusehen. 

Schließlich räumt die Kommission selbst 
ein, daß der Antragsteller einen An­
spruch auf eine derartige Unterrichtung 
habe und daß er, wenn diese nicht er­
folge, gegebenenfalls eine Untätigkeits­
klage nach Artikel 175 Absatz 3 erheben 
könne. Wenn eine derartige Unterrich-
tung die Merkmale des in dieser Vor­

schrift genannten Aktes hat, dann ist es 
folgerichtig, daß dieser Rechtsakt, sobald 
er erfolgt ist, auch mit einer Anfech­
tungsklage angegriffen werden kann. 
Wie Generalanwalt Capotorti in seinen 
Schlußanträgen in der Rechtssache 
GEMA 2 ausgeführt hat, ist die Zulässig-
keit einer solchen Klage zu bejahen, und 
sei es auch nur deshalb, weil die Hand­
lungen, die der Rechtmäßigkeitskontrolle 
des Gerichtshofes unterliegen, sowohl in 
Artikel 173 Absatz 1 als auch in Artikel 
175 Absatz 3 EWG-Vertrag in der glei­
chen Weise definiert sind. 

Ausgehend von diesen Überlegungen 
und unter Berücksichtigung des in 
der Rechtsprechung des Gerichtshofes 
wiederholt hervorgehobenen Grundsat­
zes, daß Artikel 173 nicht restriktiv aus­
zulegen ist, ¡st das streitige Schreiben 
folglich als eine Maßnahme anzusehen, 
die bindende rechtliche Wirkungen her­
vorbringen soll. 

b) Es ist nun zu prüfen, ob das streitige 
Schreiben rechtliche Wirkungen erzeugt 
hat, die die Interessen der Klägerin beein­
trächtigen und ihre Rechtsstellung verän­
dern konnten. 

1. Die Kommission bestreitet nicht, daß 
die Nichteröffnung eines Antisubven-
tionsverfahrens die Interessen des An­
tragstellers beeinträchtigen kann. Ihrer 
Meinung nach muß es sich aber um 
wichtige Interessen handeln: Die Rechts­
stellung des Klägers müsse nach der be­
sonders klaren Formulierung der Origi­
nalfassung des IBM-Urteils 1 „de façon 
caractérisée" geändert werden. Im vor­
liegenden Fall könne von einer solchen 
Beeinträchtigung aber nicht die Rede 
sein: Das Antisubventionsverfahren solle 

1 _ Urteil vom 11. November 1981, Rechtssache 60/81, 
IBM/Kommission, Slg. 1981, 2639. 

2 _ Urteil vom 18. Oktober 1979, Rechtssache 125/78, 
GEMA (Gesellschaft für musikalische Aufführungs­
und mechanische Vervielfältigungsrechte/Kommission, 
Slg. 1979, 3173). 
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in erster Linie die allgemeinen wirtschaft­
lichen Interessen schützen, nicht aber 
den Schutz des einzelnen sicherstellen, 
und die FEDIOL könne sich nicht auf 
einen Anspruch auf Erlaß von Schutz­
maßnahmen berufen. Außerdem sei der 
Klägerin aufgrund des der Kommission 
zustehenden Ermessensspielraums kein 
Anspruch auf Einleitung eines Untersu­
chungsverfahrens zuzuerkennen. 

2. Diesen Argumenten gegenüber weise 
ich darauf hin, daß die Klage sich nicht 
gegen die Weigerung richtet, Schutz­
maßnahmen zu ergreifen, sondern gegen 
die Entscheidung, mit der die Kommis­
sion es abgelehnt hat, dem Antrag der 
Klägerin auf Einleitung eines Untersu­
chungsverfahrens nach Artikel 7 der in 
Frage stehenden Verordnung stattzuge­
ben. Es ist folglich entgegen dem Vor­
bringen der Kommission nicht erforder­
lich festzustellen, ob die Klägerin einen 
Anspruch auf Erlaß von Schutzmaßnah­
men hat; es ist lediglich zu prüfen, ob 
der betroffene Wirtschaftszweig einen 
Anspruch auf Einleitung eines Untersu­
chungsverfahrens hat, wenn geeignete 
Beweise im Sinne des Artikels 5 Absatz 2 
der Verordnung vorgelegt worden sind. 
Der Kommission zufolge besteht ein sol­
cher Anspruch nicht, denn sie verfüge in 
diesem Stadium über einen Ermessens­
spielraum, der aufgrund der Notwendig­
keit, die Interessen der Gemeinschaft zu 
berücksichtigen, nicht gerichtlich über­
prüfbar sei. 

Meiner Meinung nach ist es nicht erfor­
derlich, auf diesen Punkt noch weiter 
einzugehen, da der Antragsteller einen 
Anspruch darauf hat, daß die Beurtei­
lung ordnungsgemäß ist, d. h. nicht er­
messensmißbräuchlich ist oder offenkun­
dig gegen das Gemeinschaftsrecht ver­
stößt, zumindest wenn die Vorschrift, 
durch die der Ermessensspielraum einge­
räumt wird, auch in seinem eigenen In­

teresse erlassen worden ist. Wenn dies 
der Fall ist — und vorausgesetzt, daß die 
Interessen der Gemeinschaft bereits in 
diesem Stadium berücksichtigt werden 
müssen —, dann können diese Interessen 
in jedem Fall nur einen Beurteilungsge­
sichtspunkt bei der Entscheidung über 
die Eröffnung eines offiziellen Untersu­
chungsverfahrens darstellen, ohne daß 
sie ein völlig freies Ermessen implizieren 
würden. 

Ich weise darauf hin, daß die Verord­
nung über den Schutz gegen Dumping­
praktiken und die Gewährung von Sub­
ventionen nicht nur im Interesse der 
Handelspolitik oder mit der Blickrich­
tung auf allgemeine wirtschaftliche Inter­
essen erlassen worden ist, sondern auch 
— zumindest teilweise — im Interesse 
der geschädigten Wirtschaftszweige. 
Nach den Artikeln 2 und 3 der Verord­
nung dürfen Schutzmaßnahmen nur er­
lassen werden, wenn Dumpingpraktiken 
oder Subventionen in der Gemeinschaft 
eine Schädigung verursacht haben, aber 
Artikel 4 legt die Betonung auf die Aus­
wirkungen in einem Bereich, der alle Er­
zeuger gleichartiger Waren in der Ge­
meinschaft erfaßt. 

Auch aus der detaillierten Regelung der 
verfahrensrechtlichen Stellung des be­
troffenen Wirtschaftszweigs ergibt sich, 
daß die Verordnung die Interessen dieser 
Personengruppe schützen soll; hat die 
Kommission ein Antisubventionsverfah-
ren eröffnet und stellt sich nach den 
Konsultationen heraus, daß keine 
Schutzmaßnahmen erforderlich sind, so 
kann sie — wenn im Beratenden Aus­
schuß keine Einwendungen erhoben 
worden sind — das Verfahren nach Arti­
kel 9 Absatz 1 der Verordnung einstel­
len. Vor der Einstellung müssen den An­
tragstellern jedoch die in Artikel 7 der 
Verordnung vorgesehenen verfahrens­
rechtlichen Garantien eingeräumt werden, 
insbesondere muß ihnen ermöglicht wer-
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den, die Verfahrensunterlagen einzuse­
hen 1, es muß den unmittelbar betroffe­
nen Parteien die Möglichkeit zu einer 
Anhörung durch die Kommission gege­
ben werden 2, und sie müssen zusammen­
treffen können 3. Diese Garantien sollen 
es der Kommission offenkundig erlau­
ben, über den Fortgang des Verfahrens 
aufgrund einer möglichst genauen 
Kenntnis der die Subvention und die 
Schädigung betreffenden Gegebenheiten 
zu entscheiden. Würde ein Antisubven-
tionsverfahren nicht eingeleitet, obwohl 
der Antragsteller detailliert und schlüssig 
das Vorliegen einer Subvention, einer 
Schädigung und den zwischen beiden be­
stehenden Kausalzusammenhang nachge­
wiesen hat, so läge ein Fehler vor, der 
die Rechte des Antragstellers insoweit 
beeinträchtigen würde, als ohne die in 
seinem eigenen Interesse vorgeschriebene 
gründliche offizielle Untersuchung ent­
schieden würde. 

Würde man der Kommission erlauben, 
im Rahmen eines summarischen Vorver­
fahrens die Entscheidung zu treffen, kein 
Antisubventionsverfahren einzuleiten, 
ohne daß diese Entscheidung einer ge­
richtlichen Kontrolle unterzogen werden 
könnte, so könnte dies den ganzen in der 
Verordnung Nr. 3017/79 vorgesehenen 
Entscheidungsprozeß gefährden oder die 
Befugnisse ausschalten, die nach der Ein­
leitung des Verfahrens den Mitgliedstaa­
ten und dem Rat im Hinblick auf den 
Erlaß von Schutzmaßnahmen zustehen. 

Selbst wenn man bejaht, daß der Kom­
mission bei der Entscheidung über die 
Einleitung eines Untersuchungsverfah­
rens ein Ermessen zusteht, ist festzustel­
len, daß dieses nicht jeglicher Kontrolle 
entzogen sein kann. Die Antragsteller 
haben daher ein Recht darauf, daß sie 

nicht ermessensmißbräuchlich behandelt 
werden und daß nicht offenkundig gegen 
Vorschriften des Gemeinschaftsrechts 
verstoßen wird; in dieser Hinsicht sind 
ihre Interessen schon jetzt betroffen. 

c) Auch wenn man eine Beeinträchti­
gung derartiger Interessen nicht als aus­
reichend ansieht, so wird ein Antragstel­
ler doch in jedem Fall dann beeinträch­
tigt, wenn er bei Vorliegen aller anderen 
Voraussetzungen einen Rechtsanspruch 
auf Einleitung eines offiziellen Verfah­
rens hat. Entgegen der Auffassung der 
Kommission ist die Frage, ob die FE-
DIOL einen materiellen Anspruch auf Er­
laß von Schutzmaßnahmen hat, in die­
sem Stadium unerheblich: Eine verfah­
rensrechtliche Garantie besteht dann, 
wenn das Ermessen der Kommission bei 
der Entscheidung über die Einleitung 
eines Untersuchungsverfahrens nicht un­
beschränkt sein kann. Hierzu trägt die 
Kommission vor, sie könne bereits bei 
der Frage der Zweckmäßigkeit der Ein­
leitung eines Verfahrens wegen der han­
delspolitischen Implikationen einer derar­
tigen Entscheidung die allgemeinen In­
teressen der Gemeinschaft berücksichti­
gen, und sie müsse hierbei über ein unbe­
schränktes politisches Ermessen verfügen. 

Es ist jedoch darauf hinzuweisen, daß 
die Interessen der Gemeinschaft in den 
Vorschriften der Verordnung, die das 
Vorverfahren behandeln, nicht genannt 
sind; sie werden nur in den Artikeln 11 
und 12 der Verordnung mit Bezug auf 
den Erlaß von vorläufigen oder endgülti­
gen Antidumping- oder Ausgleichsmaß­
nahmen erwähnt. Wie sich aus der Ver­
ordnung ergibt, hat die Kommission im 
Rahmen des Vorverfahrens nur die Wahl 
zwischen der Einstellung des Verfahrens 
nach Artikel 5 Absatz 5, wenn sie der 
Auffassung ist, der Antrag enthalte nicht 
genügend Beweismittel, oder der Einlei­
tung des Verfahrens nach Artikel 7. Ihr 
Beurteilungsspielraum bezieht sich also al-

1 — Artikel 7 Absatz 4. 

2 — Artikel 7 Absatz 5. 

3 — Artikel 7 Absatz 6. 
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lein darauf, ob „genügend Beweismittel" 
im Sinne von Artikel 5 Absatz 2 der Ver­
ordnung vorliegen, und nicht darauf, ob 
ein Verfahren einzuleiten ist oder nicht. 
Unter diesem Blickwinkel sehen die Arti­
kel 9 Absatz 1 und 10 Absatz 6 der Ver­
ordnung, die die Einstellung des Unter­
suchungsverfahrens bzw. seine Wieder­
eröffnung regeln, kein Ermessen zur Be­
rücksichtigung der allgemeinen Interes­
sen der Gemeinschaft vor. 

Die Berücksichtigung der allgemeinen 
Interessen der Gemeinschaft im Stadium 
des Vorverfahrens wäre mit dem Geist 
und Zweck der Antidumping- und Anti-
subventionsverordnung kaum vereinbar. 
Da das Untersuchungsverfahren der 
Kommission eine möglichst genaue 
Kenntnis vom Vorliegen einer Subven­
tion und einer tatsächlich eingetretenen 
Schädigung geben soll, damit sie an­
schließend den Erlaß von Schutzmaß­
nahmen vorschlagen kann, darf die 
Frage nach dem Gemeinschaftsinteresse 
erst nach einer gründlichen Untersu­
chung des Sachverhalts aufgeworfen 
werden. 

Schließlich impliziert der Umstand, daß 
die Gemeinschaftsorgane das Verfahren 
in einem späteren Stadium ganz einfach 
einstellen können, nicht, daß der beein­
trächtigte Wirtschaftszweig kein Recht 
auf den Erlaß von Schutzmaßnahmen 
hätte. Selbst wenn man davon ausgeht, 
daß diese Möglichkeit wegen des den 
Gemeinschaftsorganen hierbei einge­
räumten Ermessens besteht, greift dies in 
keiner Weise der Beantwortung der 
Frage vor, ob die Antragsteller einen An­
spruch auf Einleitung eines Untersu-
chungsverfahrens haben. Wie die Kom­
mission insbesondere in der mündlichen 
Verhandlung ausgeführt hat, besteht 
nämlich bei den Ermittlungen eine sehr 
klare Trennung zwischen dem nicht 
förmlichen Vorverfahren und dem offi­
ziellen Untersuchungsverfahren. Wäh­

rend die Einleitung des förmlichen Ver­
fahrens normalerweise eine Untersu­
chung an Ort und Stelle bei den betrof­
fenen Wirtschaftszweigen und in den 
Drittländern mit dem Ziel einer mög­
lichst weitgehenden Unterrichtung der 
Kommission zur Folge hat, ist dies im 
Stadium des Vorverfahrens nicht der 
Fall. Da die beiden Verfahren sich in 
dieser Hinsicht unterscheiden, behalten 
die Antragsteller ein Recht auf Einhal­
tung dieser verfahrensmäßigen Garantie, 
selbst wenn sie bereits während des Vor­
verfahrens Gelegenheit gehabt haben, 
ihre Interessen darzulegen. 

d) Meiner Ansicht nach ist das Schrei­
ben vom 25. Mai 1982 als eine Maß­
nahme der Kommission anzusehen, die 
verbindliche Rechtswirkungen erzeugt, 
welche die Interessen der Klägerin durch 
einen Eingriff in ihre Rechststellung be­
einträchtigen. Die Garantie eines wirksa­
men Rechtsschutzes führt mich zu der 
Schlußfolgerung, daß diese Anfechtungs­
klage zulässig ist. Die Antragsteller in 
Antisubventionsverfahren, die Adressaten 
einer derartigen Entscheidung sind, müs­
sen zumindest über die Möglichkeit ver­
fügen, diese unter den Gesichtspunkten 
der Zuständigkeit der Kommission, der 
Einhaltung der wesentlichen Formvor­
schriften, der zutreffenden Sachverhalts­
feststellung und des Fehlens eines Ermes-
sensmißbrauchs gemäß Artikel 173 Ab­
satz 2 EWG-Vertrag überprüfen zu las­
sen. 

Dieses Ergebnis folgt unmittelbar aus 
dem Gemeinschaftsrecht selbst, aber 
auch aus Ihrer Rechtsprechung zur Zu-
lässigkeit von Anfechtungsklagen 1; es ist 
deshalb nicht notwendig, das weitere 
Vorbringen der Klägerin zu prüfen, den 

1 — Urteil vom 15. März 1967, verb. Rechtssachen 8 bis 
U/66, Aktiengesellschaft Cimenteries C.B.R. Cement-
bedrijven N.V. und andere/Kommission der EWG, 
Slg. 1967, 100. 
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durch Subventionen geschädigten Wirt­
schaftszweigen müsse — wie in den Ver­
einigten Staaten von Amerika — ein Kla­
gerecht zuerkannt werden, weil die Ge­
meinschaft nach der fünften Begrün­

dungserwägung der im Streit befindli­
chen Verordnung die Auslegung des 
GATT und seines Subventionskodexes 
durch ihre wichtigsten Handelspartner 
zu berücksichtigen habe. 

Ich beantrage, die von der Kommission gegen die Klage der Vereinigung der 
Ölmühlenindustrie der EWG auf Aufhebung der Entscheidung der Kommis­
sion vom 25. Mai 1982 erhobene prozeßhindernde Einrede zurückzuweisen 
und die Kosten dieses Verfahrensabschnitts der Kommission aufzuerlegen. 
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